
 

  

6 O 422/16 
 

Verkündet am 24.07.2017 

 

 
gez. 
 
als Urkundsbeamtin der 
Geschäftsstelle 

 

 

 

 

Landgericht Itzehoe  
 

Urteil 
 

Im Namen des Volkes 
 

 

In dem Rechtsstreit 
 

1)  

- Klägerin - 
 

2)  

- Klägerin - 
 

Prozessbevollmächtigte zu 1 und 2: 
 
 

gegen 
 

 

- Beklagte - 
 

Prozessbevollmächtigte: 
 
 

wegen Erstattungsanspruch 

 

hat die 6. Zivilkammer des Landgerichts Itzehoe durch XXX als Einzelrichter auf Grund der 

mündlichen Verhandlung vom 03.07.2017 für Recht erkannt: 

 

 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Klägerinnen haben die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.  

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Klägerinnen können die Vollstreckung der 

Beklagten durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils 

vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung 

Sicherheit in Höhe von 110 % des zu vollstreckenden Betrags leistet.  

Der Streitwert wird auf 5.803,52 € festgesetzt. 
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Tatbestand 

 

Die Klägerinnen nehmen die Beklagte auf Erstattung nach § 15 Abs. 1 Satz 1 EEG 2014 

aufgrund von Abregelungen ihrer Windenergieanlagen im Rahmen des Einspeisemanagements 

in Anspruch. 

Bei den Klägerinnen handelt es sich um Windenergieunternehmen mit Sitz in L., die den 

produzierten Strom in das Netz der Beklagten als Verteilnetzbetreiberin einspeisen. 

Im Zeitraum 30.01.2013 bis 31.12.2013 wurden die Windenergieanlagen der Klägerin zu 1.) in 

85 Fällen infolge des Einspeisemanagements nach § 14 EEG 2014 abgeregelt, die Anlagen der 

Klägerin zu 2.) in 86 Fällen. Wenn die Windenergieanlagen der Klägerinnen, die im Jahr 2002 in 

Betrieb genommen wurden, wegen der Abregelung keinen Strom einspeisen können, ziehen sie 

Bezugsstrom aus dem allgemeinen Stromnetz. Gleiches gilt für den Fall, dass die Anlagen aus 

anderen Gründen stillstehen, beispielsweise wegen Windstille oder Revisionsarbeiten. Solange 

die Anlagen hingegen in Betrieb sind, benötigen sie keinen Bezugsstrom aus dem allgemeinen 

Stromnetz sondern produzieren diesen selbst. 

Die Klägerin zu 1.) stellte der Beklagten wegen des im Rahmen der Abregelungen bezogenen 

Stroms am 31.12.2016 einen Betrag in Höhe von 2.331,08 € netto in Rechnung (ANlage K2, Bl. 

13 d.A.), die Klägerin zu 2.) mit Rechnung vom gleichen Tage 3.472,44 € netto (Anlage K4, Bl. 

19 d.A.). Die Beklagte zahlte an beide Klägerinnen nicht. 

Die Klägerin zu 1.) behauptet, aufgrund der Abregelungen durch die Beklagte hätten ihre 

Anlagen im streitgegenständlichen Zeitraum einen Eigenstromverbrauch von 9778 kWh gehabt. 

Sie ist der Ansicht, dass ihr hierfür unter Zugrundelegung eines Strompreises von 0,2384 €/kWh 

gegen die Beklagte ein Anspruch auf Zahlung von 2.331,08 € netto zustehe. Die Klägerin zu 2.) 

behauptet, aufgrund der Abregelungen durch die Beklagte hätten ihre Anlagen im 

streitgegenständlichen Zeitraum einen Eigenstromverbrauch von 14343 kWh gehabt. Sie ist der 

Auffassung, dass ihr hierfür unter Zugrundelegung eines Strompreises von 0,2421 €/kWh gegen 

die Beklagte ein Anspruch auf Zahlung von 3.472,44 € netto zustehe. Die Klägerinnen sind der 

Ansicht, die Bezugsstromkosten stellten zusätzliche Aufwendungen im Sinne von § 15 Abs. 1 

Satz 1 EEG dar, die von der Beklagten zu erstatten seien. Der Begriff der Aufwendungen im 

Sinne des EEG bedeute ein freiwilliges Vermögensopfer. Um ein solches handele es sich bei 

dem kostenpflichtigen Bezug von Betriebsstrom durch die Klägerinnen. Es müsse sich im 

Rahmen des EEG anders als im allgemeinen Zivilrecht nicht um ein freiwilliges Vermögensopfer 

im Interesse eines anderen handeln. Auch nach Auffassung der Bundesnetzagentur im 

Leitfaden zum EEG-Einspeisemanagement stellten die zusätzlichen Aufwendungen alle 

weiteren Aufwendungen dar, die aufgrund des Einspeisemanagements notwendig wurden. Auf 

den Auszug des Leitfadens der Bundesnetzagentur zum EEG-Einspeisemanagement, Anlage 

B2, Blatt 51-53 der Akten, wird Bezug genommen.  
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Die Klägerinnen beantragen, 

die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerinnen als gemeinschaftliche Gläubiger den 

Betrag von 5.803,52 € nebst Zinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten jährlich über dem 

Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen, 

hilfsweise, 

die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin zu 1.) einen Betrag in Höhe von 2.331,08 € 

nebst Zinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten jährlich über dem Basiszinssatz seit 

Rechtshängigkeit und an die Klägerin zu 2.) einen Betrag in Höhe von 3.472,44 € nebst 

Zinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten jährlich über dem Basiszinssatz seit 

Rechtshängigkeit zu zahlen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

 

Die Beklagte ist der Ansicht, der Bezugsstrom stelle keine zusätzliche Aufwendung im Sinne von 

§ 15 Abs. 1 Satz 1 EEG dar, da diese Kosten nicht in fremdem Interesse Dritter, insbesondere 

nicht im Interesse der Beklagten entstanden seien. Sie ist der Ansicht, die Kosten des 

Bezugsstroms seien auch aus dem Grund keine erstattungsfähige Aufwendung, dass diese 

lediglich Folge davon seien, dass die Klägerin für die Eigensicherung und den Betrieb ihrer 

Anlagen auch dann Strom benötigt, wenn die Anlagen keinen Strom erzeugen. Auch sei der 

Entschädigungsanspruch nach § 15 Abs. 1 EEG schon systematisch nicht auf eine vollständige 

Vermögenskompensation gerichtet, was sich auch dadurch zeige, dass 

Schadensersatzansprüche nach § 15 Abs. 3 EEG 2014 unberührt blieben. Eine vollständige 

Vermögenskompensation widerspräche dem Sinn und Zweck des Gesetzes. Hätte der 

Gesetzgeber einen Anspruch der Anlagenbetreiber auf Erstattung von Bezugsstrom gewollt, 

hätte es nahe gelegen, in § 15 Abs. 1 Satz 1 EEG neben den entgangenen Einnahmen von 

„weiteren Kosten“ des Anlagenbetreibers zu sprechen. Dies habe der Gesetzgeber gerade nicht 

getan. 

Wegen des weiteren Vortrags der Parteien wird auf die zur Akte gereichten Schriftsätze nebst 

Anlagen sowie das Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 03.07.2017 Bezug genommen. 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die zulässige Klage ist unbegründet. 
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I. Den Klägerinnen steht gegen die Beklagte unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt ein 

Anspruch auf Erstattung der Kosten für den Bezugsstrom in Höhe von  2.331,08 € bzw. 3.472,44 

€ zu. 

1. Ein solcher Anspruch ergibt sich nicht aus § 15 Abs. 1 Satz 1 EEG 2014.  

Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 EEG 2014 muss der Netzbetreiber, an dessen Netz die Anlage 

angeschlossen ist, die von einer Maßnahme des Einspeisemanagements nach § 14 EEG 

betroffenen Anlagenbetreiber abweichend von § 13 Abs. 4 EnWG für 95 % der entgangenen 

Einnahmen zuzüglich der zusätzlichen Aufwendungen und abzüglich der ersparten 

Aufwendungen entschädigen. 

Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt. Bei den Kosten des externen Strombezugs handelt es 

sich nicht um zusätzliche Aufwendungen im Sinne von § 15 Abs. 1 EEG 2014. Denn die Kosten 

des Bezugsstroms fallen aufgrund der eigenen unternehmerischen Entscheidung der Klägerin 

ausschließlich im eigenen Interesse als Betriebskosten ihrer Windenergieanlagen an und sind 

daher nicht von § 15 Abs. 1 EEG 2014 erfasst. 

Der Begriff der Aufwendung ist im EEG 2014 nicht definiert, so dass der Inhalt des Begriffs im 

Wege der Auslegung zu ermitteln ist. 

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens ist der Begriff der in § 15 EEG 2014 genannten 

zusätzlichen Aufwendungen nicht näher erläutert worden. Weder in der Gesetzesbegründung zu 

§ 12 EEG 2012 noch in der Gesetzesbegründung zur aktuellen Fassung des § 15 EEG 2014 

finden sich Ausführungen dazu, welches Verständnis der Gesetzgeber vom Begriff der 

zusätzlichen Aufwendung hat (siehe BT-Drs. 17/6071, S. 65 und BT-Drs. 18/1304, S. 125). 

Weitgehend besteht heute Einigkeit darüber, dass im juristischen Sprachgebrauch des 

allgemeinen Zivilrechts als Aufwendungen freiwillig erbrachte Aufopferungen von 

Vermögenswerten verstanden werden, die im Interesse eines anderen liegen – im Gegensatz zu 

Schäden, die der Betroffene ohne oder gegen seinen Willen erleidet (MüKoBGB/Krüger BGB § 

256 Rn. 2-4, beck-online). Der Bundesgerichtshof hat bereits in seinem Urteil vom 30.05.1960 

(Az: II ZR 113/58, juris) zum Aufwendungsbegriff ausgeführt: „Die Pflicht zum 

Aufwendungsersatz entspringt dem allgemeinen, auch an anderen Stellen des BGB z.B. in §§ 

450 Abs. 1, 547, 601, 994 zum Ausdruck gekommenen Grundsatz, dass die Kosten für die 

Ausführung eines Geschäfts oder bestimmter Handlungen von demjenigen zu tragen sind, in 

dessen Interesse das Geschäft oder die Handlungen vorgenommen sind (RGRK BGB 11. Aufl. 

§ 670 Anm. 1). Ist der Schaden dagegen dadurch entstanden, dass mit der Ausführung des 

Geschäfts eigene Geschäfte verknüpft werden, oder entstand der Schaden aus einer von dem 

Beauftragten im eigenen Interesse geschaffenen sonstigen Gefahrenlage, so entfällt die 

Rechtfertigung für einen Erstattungsanspruch.“  Nach diesem Verständnis stellt der während der 

Abregelung verbrauchte Bezugsstrom der Windenergieanlagen der Klägerinnen keine 

erstattungsfähige zusätzliche Aufwendung dar. Denn vorliegend lag der Betrieb der 
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Windenergieanlagen mit Bezugsstrom während des E.-Einsatzes weder im Interesse der 

Beklagten noch eines sonstigen Dritten, sondern ausschließlich im Interesse der Klägerinnen 

aufgrund deren eigenen unternehmerischen Entscheidungen und dadurch geschaffenen 

Gefahrenlage. Der Betrieb der Windenergieanlagen mit externem Bezugsstrom diente 

ausschließlich der Erhaltung der Betriebsbereitschaft der klägerischen Windenergieanlagen 

während der Abregelungen, welche die Klägerinnen indes weder der Beklagten noch einem 

anderen Dritten schuldete. Die Klägerinnen haben sich für den Betrieb von Windenergieanlagen 

entschieden, die nach ihrem eigenen Vorbringen immer dann, wenn sie keinen Strom in das 

Netz einspeisen können, Bezugsstrom ziehen anstatt diesen auch weiterhin für den 

Eigengebrauch selbst zu produzieren oder sich gänzlich abzuschalten.  

Zwar wird in der Literatur vertreten, dass der Begriff der Aufwendungen im Sinne von § 12 EEG 

2012 (jetzt § 15 EEG 2014) weiter als derjenige im Sinne von § 256 BGB zu verstehen sei und 

darunter alle Vermögenswerte fielen, die der Betreiber freiwillig im eigenen Interesse unmittelbar 

aufgeopfert habe (Altrock/Oschmann/Theobald-Hoppenbrock § 12 EEG Rn 74 f., 4. Auflage 

2013). Zur Begründung wird dazu angeführt, dass durch § 12 Abs. 1 EEG die bei dem 

Anlagenbetreiber entstandenen finanziellen Nachteile, die durch die Einspeisemaßnahme 

entstanden seien, kompensiert werden sollten (Altrock/Oschmann/Theobald-Hoppenbrock 

a.a.O.). Diese Ansicht teilt das Gericht jedoch nicht. Zum einen ist aus der Gesetzesbegründung 

nicht ersichtlich, dass der Gesetzgeber den juristisch gefestigten Begriff der Aufwendung 

vorliegend in einem anderen Sinne verstanden hat. Zum anderen steht nach Auffassung des 

Gerichts dieser Auslegung die Systematik und der Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung 

entgegen. 

In der Systematik der gesetzlichen Regelung ist die Entschädigungsleistung nach § 15 Abs. 1 

EEG 2014 von der Vollkompensation streng zu unterscheiden. Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 EEG 

2014 werden im Regelfall nur 95 % der entgangenen Einnahmen zuzüglich zusätzlicher 

Aufwendungen und abzüglich ersparter Aufwendungen ersetzt. In § 15 Abs. 3 EEG 2014 ist 

zudem geregelt, dass Schadensersatzansprüche des Anlagenbetreibers gegen den 

Netzbetreiber von der Regelung des § 15 Abs. 1 EEG unberührt bleiben. Dadurch wird schon in 

der Gesetzessystematik deutlich zum Ausdruck gebracht, dass die Entschädigung nach § 15 

Abs. 1 EEG 2014 im Regelfall keine Vollkompensation zum Ziel hat, sondern nur einen 

Ausgleich aufgrund des nicht vom Anlagenbetreiber beeinflussbaren Risikos der Regulierung 

seiner Anlage im Rahmen des Einspeisemanagements schaffen soll. Ob die Anlage während 

der Abregelung der Einspeisung in Betrieb gehalten wird und wenn ja, wie, liegt in der eigenen 

Verantwortung des Anlagenbetreibers und nicht in derjenigen des Netzbetreibers, ist mithin ein 

von dem Anlagenbetreiber selbst beeinflussbares Risiko. § 15 Abs. 1 EEG soll die 

Anlagenbetreiber nicht von den ihnen obliegenden und von ihnen beeinflussbaren allgemeinen 

Betriebskosten schützen (vgl. Landgericht Itzehoe, Urteil vom 04.08.2016 - Az: 3 O 132/15). 

 

Auch nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung fallen nicht jegliche Unkosten, 

insbesondere nicht der Bezugsstrom der Anlagen unter den Begriff der zusätzlichen 
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Aufwendungen im Sinne von § 15 EEG. Zweck des EEG ist es nach § 1 Abs. 1 EEG 2014, 

insbesondere im Interesse des Klima- und Umweltschutzes eine nachhaltige Entwicklung der 

Energieversorgung zu ermöglichen, die volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung 

auch durch Einbeziehung langfristiger externer Effekte zu verringern, fossile Energieressourcen 

zu schonen und die Weiterentwicklung von Technologien zur Erzeugung von Strom aus 

erneuerbaren Energien zu fördern. In diesem Kontext will der Gesetzgeber mit dem 

Entschädigungsanspruch gemäß § 15 Abs. 1 EEG 2014 in erster Linie sicherstellen, dass die 

Planungs- und Investitionssicherheit der Anlagenbetreiber durch Maßnahmen des 

Einspeisemanagements möglichst wenig beeinträchtigt wird (BerlKommEnR/König, § 15 EEG 

2014, Rn 3, Sonderband, 3. Aufl. 2015). Denn während einerseits erneuerbare Energien 

gefördert und vorangetrieben werden sollen, könnten potentielle Anlagenbetreiber aufgrund des 

nicht beherrschbaren Risikos der Anzahl und des Ausmaßes des Einspeisemanagements vor 

Investitionen in Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien zurückschrecken, 

weil sie keine Sicherheit über die damit erzielbaren Einnahmen gewinnen können (vgl. 

BerlKommEnR/König, § 15 EEG 2014, Rn 3+4, Sonderband, 3. Aufl. 2015). Dabei hat sich der 

Gesetzgeber jedoch ausdrücklich gegen eine Vollkompensation entschieden, sondern schon 

den Entschädigungsanspruch bezüglich der entgangenen Einnahmen grundsätzlich auf 95 % 

beschränkt. Zur Begründung wurde insoweit angeführt, dass dies für Anlagenbetreiber einen 

Anreiz setzen soll, sich mit der Netzsituation auseinander zu setzen und ihre Planungen 

gegebenenfalls anzupassen (BT-Drs. 17/6071, S. 65). Die gesetzliche Regelung soll daher von 

ihrer Zielsetzung her kein risikoloses Geschäftsmodell schaffen, sondern die Risiken 

überschaubar halten und den Anlagenbetreiber auch zur Eigenvorsorge veranlassen. Dieser 

Eigenvorsorge liefe es zuwider, wenn der Anlagenbetreiber nunmehr über den Begriff der 

zusätzlichen Aufwendungen auch allgemeine Betriebskosten erstattet verlangen könnte, die er 

selbst beeinflussen kann. Denn es liegt in der Eigenverantwortung des Anlagenbetreibers, 

welche Technik er einsetzt oder welches Arbeitsmodell er wählt, um die Betriebskosten seiner 

Windenergieanlage während der Abregelung gering zu halten. Es ist nach dem 

gesetzgeberischen Willen geradezu Aufgabe der Anlagenbetreiber, sich mit der Netzsituation 

und der Möglichkeit des Einspeisemanagements auseinander zu setzen und ihre Planungen 

auch in Bezug auf die anfallenden Betriebskosten hierauf einzustellen (Landgericht Itzehoe, 

a.a.O.). 

Entgegen der Auffassung der Klägerinnen ergibt sich auch aus dem von ihnen angeführten 

Leitfaden der Bundesnetzagentur nicht, dass es sich bei den Bezugsstromkosten um zusätzliche 

Aufwendungen im Sinne des § 15 EEG handelt. Die Bundesnetzagentur geht offenbar vielmehr 

selbst davon aus, dass nur Aufwendungen gemeint sind, die im Interesse Dritter entstehen. So 

heißt es in dem Leitfaden auf Seite 19 (Bl. 53 d.A.), dass ein zusätzlicher Aufwand für den 

Brennstoffeinsatz, der entsteht, wenn z.B. ein Biomassekraftwerk , welches auch der 

Wärmeversorgung dient, abgeregelt wird und der Betreiber trotz der Einspeisemanagement-

Maßnahme die Wärmeversorgung aufrecht erhalten werden muss, als Beispiel für eine 

zusätzliche Aufwendung zu nennen sei. Um einen solchen Fall, in dem der Betrieb einer Anlage 
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im Interesse der hieran angeschlossenen Kunden aufrecht erhalten werden muss, handelt es 

sich vorliegend nach oben Gesagtem gerade nicht. Die Klägerinnen müssen während des 

Einspeisemanagements mit ihren Anlagen keine Leistungen gegenüber Dritten erbringen. 

2. Andere Anspruchsgrundlagen kommen nicht in Betracht. 

II. Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1 ZPO, die Entscheidung über die vorläufige 

Vollstreckbarkeit aus den §§ 708 Nr.11, 709 Satz 2, 711 ZPO. 

 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

 
  

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur 
zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten 
Rechtszuges die Berufung im Urteil zugelassen hat.  
 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem  
 

Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgericht 
Gottorfstraße 2 
24837 Schleswig 

 

einzulegen.  
 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf 
Monaten nach der Verkündung der Entscheidung.  
 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. 
Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung 
enthalten, dass Berufung eingelegt werde.  
 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist 
beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung.  
 

 
  

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt 
werden, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die 
Beschwerde zugelassen hat. 
 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

 

Landgericht Itzehoe 
Theodor-Heuss-Platz 3 
25524 Itzehoe 

 

einzulegen.  
 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der 
anderweitigen Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der 
sechsmonatigen Frist festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach 
Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der 
formlosen Mitteilung gilt der Beschluss mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 
 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des 
genannten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt 
werden; die Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht 
eingeht. Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 
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Hinweis: elektronischer Rechtsverkehr 

 

Bei den folgenden Gerichten ist gemäß der Landesverordnung über den elektronischen Rechtsverkehr mit 
den Gerichten und Staatsanwaltschaften in Schleswig-Holstein die Möglichkeit der Einreichung 
elektronischer Dokumente eröffnet: 
 

• Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht 
• Landgericht Flensburg 

• Amtsgericht Flensburg 

• Landgericht Itzehoe 

• Amtsgericht Kiel 
• Landgericht Kiel 
• Amtsgericht Eckernförde 

• Amtsgericht Rendsburg 

• Amtsgericht Itzehoe 

• Amtsgericht Elmshorn 

• Amtsgericht Meldorf 
• Amtsgericht Pinneberg 

• Amtsgericht Neumünster 
• Amtsgericht Norderstedt 
• Amtsgericht Schleswig 

• Amtsgericht Husum 

• Amtsgericht Niebüll 
 

Bei diesen Gerichten kann ein Rechtsbehelf auch in elektronischer Form eingelegt werden. In diesem Fall 
ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur im Sinne des 
Signaturgesetzes zu versehen. Es ist bei der elektronischen Poststelle des betreffenden Gerichts über die 
auf der Internetseite www.justizpoststelle.schleswig-holstein.de bezeichneten Kommunikationswege 
einzureichen. Die rechtlichen Grundlagen hierfür sowie die weiteren technischen Anforderungen sind 
unter der vorgenannten Internetseite abrufbar. 
 

 

 


